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g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagtea

Der llo Senat des Bundessozialgerichts hat am
240 September ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident Dro H a u e i s e n
— Vorsitzender -9

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter ' Dro B u 3 S9
Bundessozialriohter B r i n k m a n n und

Bundessozialrichter van B ü r c k

für Recht erkannt;

.
Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

'Bayerischen Landessozialgerichts vom 170 Mai 1967

insoweit aufgehoben? als die Klage gegen den Be—

scheid der Beklagten vom 180 November 1966 abgewie—

sen worden isto Im übrigen wird die Revision als

unzulässig verworfeno ‘ '

Die Beklagte hat der Klägerin die Hälfte ihrer
außergeriohtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

zu erstatteno
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Die Klägerin9 geboren am 140 April 19069 war von 1931 bis
1943 als künstlerische Mitarbeiterin beim Rundfunk tätig?
nachdem sie die dafür notwendigen Vorkenntnisse durch den

Besuch der Musikhochschule in Berlin und durch private

Gesangstunden erworben hatte„ Vom 10 April 1956 bis 310Junuar
1958 arbeitete die Klägerin nochmals stundenweise als

Schreibhili‘eo Ihren Antrag auf Gewährung einer Rente wegen
Berufsunfähigkeit lehnte die Beklagte nach medizinischen

_Erhebungen mit Bescheid vom 100 Mai 1961 ab? da die Klägerin

als Rundfunksachbearbeiterin und Schreibhilfe noch voll ver—

wendbar seio. ' '

Die Klägerin erhob Klage beim Sozialgericht (so) Müncheno

Das SG holte ein Gutachten des Neurologen Dro Hans M■TÜHL

vom 180 März 1964‚ ein Gutachten des Facharztes für innere

Krankheiten Dr° Erich M rar;vom 280 April 1964 sowie ein Gut—

achten der II; Medizinischen Universitätsklinik in München

(Profo Dro Dr° thfrxgxmt Profo Dra F xtxi;und Dro Aft; %)

vom 20° September 1964 eino Die Gutachter vertreten die Auf—

fassung‚ die Klägerin könne als künstlerische Rundfunksach-

bearbeiterin noch vier bis fünf Stunden täglich tätig sein°

Das SG wies darauf die Klage mit Urteil vom 260 Januar 1965

ab0

Die Klägerin legte Berufung ein; Sie hielt die medizinische

Beurteilung nicht für ausreichend und überzeugend°
‘

Während des Berufungsverfahrens bewilligte die Beklagte der

Klägerin mit Bescheid vom 180 November 1966 ab 10 April 1966

das (vorzeitige) Altersruhegeld nach 5 25 Abs() 2 des Ange—

stelltenversicherungsgesetzes (AVG)O In der Sitzungsnieder—

schrift des Landessozialgerichts (LSG) vom 170 Mai 1967

heißt es: "Bezüglich des Bescheides vom 180 November 1966
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erklärt die Klägerin? daß sie sich durch ihn nicht beschwert
fühle"° \g‘

Das LSG entschied mit Urteil vom 17° Mai 1967: "Die Beru—

fung der Klägerin gegen das Urteil des SG München vom

260 Januar 1965 wird zurückgewieseno Die Klage gegen den
Bescheid vom 180 November 1966 wird abgewiesen"o

Das LSG führte aus9 nach den Feststellungen der Gutachter

leide die Klägerin an einem Zustand nach chronischer

Polyarthritis im Bereich der Fingerendgelenke mit 1eich«

ten Gelenkdeformierungen ohne sicheren anhalt für derzei-

tige Aktivität, weiter an mäßigen degenerativen Verändeu

rungen im Bereich der Halswirbelsäule9 ferner bestehe bei
ihr eine Neigung zu arterieller Hypotonie (Blutunterdruck)

sowie eine vegetative Labilitäto Bei der Art und dem Aus—
maß dieser Gesundheitsstörungen sei es überzeugend9 daß

alle Gutachter die Klägerin für fähig erachteten9 in ihrem

früheren Beruf als künstlerische Rundfunksachbearbeiterin

noch die Lohnhälfte zu verdienen0 Berufsunfähigkeit im

Sinne des % 23 Abs° 2 AVG liege daher nicht voro Der Be—

scheid vom 180 November 1966 über die Bewilligung des vor—
zeitigen Altersruhegeldes sei zwar gemäß @ 96 Abs° 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Gegenstand des Verfahrens ge—

worden‚ er sei jedoch9 wie die Klägerinlselbst einräume,

nicht zu beanstanden° Die Revision wurde nicht zugelassen()

Die Klägerin legte fristgemäß und formgérecht Revision ein„

Sie beantragte9
‚‘

‘ '

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Sache zur neuen Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisenp

hilfsweisep

das angefochtene Urteil insoweit aufzuheben‚

als die Klage gegen den Bescheid der Beklagten

vom 180 November 1966 abgewiesen isto‚
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Die Klägerin rügte9 das LSG habe die Verfahrensvorschriften
der @@969 103 und 128 SGG verletzto Der Bescheid der Be—
klagten über die Bewilligung des vorzeitigen Altorsruhe—

geldes vom 180 November 1966 sei entgegen der Auffassung

des LSG nicht nach 5 96 SGG Gegenstand des Verfahrens ge—
worden° Das LSG habe die Klage gegen diesen Bescheid zu Un—

recht abgewiesen° Daran ändere nichts? daß es in der Ver“

handlungsniederschrift des LSG vom 170 Mai 1967 heiße:

"Bezüglich des Bescheides vom 180 November 1966 erklärt die

_
Klägerin9 daß sie sich durch ihn nicht beschwert fühle"o

Eine derartige Erklärung habe sie nicht abgegeben‚ weil nach-

ihrer Auffassung die Beitrags-9 Ausfall— und Ersatzzeiten

in dem Bescheid vom 180 November 1966 nicht richtig berech—

net worden seieno Soweit das LSG zu dem Ergebnis gekommen

sei, die Klägerin sei nicht berufsunfähig gewesen? habe es

die Verfahrensvorschriften der @@103 und 128 SGG verletzto

Die Beklagte beantragte„

Die Revision als unzulässig zu verwerfen„

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd-

liche Verhandlung einverstanden (5@ 124 Abso 29 153 Abs° 19

165 SGG)o
„

ig“ * ”* —*

II

Das LSG hat über die Rechtmäßigkeit des - mit der Klage

angefochtenen f Bescheides vom 100 Mai 1961 entschieden;

mit diesem Bescheid hat die Beklagte den Antrag der Klägerin„

ihr (ab 10 Dezember 1960) eine Rente wegen Berufsunfähigkeit

zu gewähren? abgelehnt„ Insoweit hat das LSG die Berufung

der Klägerin gegen das — klageabweisende — Urteil des SG

zurhckgewieseno
.t_ ‘
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Das LSG hat ferner über die Rechtmäßigkeit des - während

des Berufungsverfahrens ergangenen — Bescheides vom

180 November 19669 mit dem die Beklagte der Klägerin das

Altérsruhegeld nach 5 25 Abs„ 2 AVG(ab 10 April 1966)
bewilligt hat, entschieden„ und zwar durch Abweisung

der Klage gegen diesen Bescheid0 } '

‘
.

i
_Das LSG hat danach in einem Urteil über zwei Bescheidé

entschieden? die verschiedene Ansprüche betreffen? näm-

lich den Anspruch auf eine Rente wegen Berufsunfähigkeit

und den Anspruch auf das vorzeitige ADtersruhegeld nach

5 25 Abs° 2 AVG° In diesem Fall sind die Voraussetzungen

für die Statthaftigkeit der (nicht zugelassenen) Revision

nach @ 162 Absb l Nro 2 SGG für jeden Anspruch gesondert

zu prüfeno Die Revision ist nur hinsichtlich des An8pruchs

statthaft9 auf den sich ein in der Form des 5 164 Abs„ 2
Satz 2 SGG gerügter und tatsächlich vorliegender Verfah—

rensmangel bezieht (BSG 3‚ 1359 159; 79 359 39; 8‚ 228„

231)0 -

Soweit die Revision der Klägerin den
Anspruch

auf die

Rente wegen Berufsunfähigkeit betrifft; rügt die Klägerin

zwar„ das LSG habe die Verfahrensvorscbriften der 55 103
und 128 SGG verletzte Diese Verfahrensrügen greifen jedoch

nicht durch° Die Klägerin wendet sich gegen die Feststel—

lung des LSG? die Klägerin sei mit dem ihr verbliebenen

Leistungsvermögen noch in der Lage‚ iniihrem früheren

Beruf als künstlerische Rundfunksachbearbeiterin die

"Lohnhälfte" zu verdienen° Sie trägt vor‚ das LSG habe

diese Feststellung nicht treffen dürfen; weil ihr

"psychisches Zustandsbild" noch nicht hinreichend geklärt

werden seio Es habe sich veranlaßt sehen müssen‚ eine
psychologische Testuntersuchung durchführen zu lassen°
Ein Verfahrensmangel liegt jedoch insoweit nicht vora

1

-6-‘
/
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Das LSG hat die Beurteilung der beruflichen Leistungsfähig—

keit der Klägerin auf ausreichende medizinische Unterlagen,

nämlich auf die Gutachten des Nervenarztes Dro Hans Maier?

des Internisten Dr° Erich Maier und der_Ärzte der II() Medi-
zinischen Universitätsklinik in München gestützto_Es hat

diesen Gutachten entnehmen dürfen9 daß die Klägerin als

künstlerische Rundfunksachbearbeiterin noch täglich drei

bis fünf Stunden tätig sein könne° Das LSG hat der Anregung

der medizinischen Klinik9 zur Prüfung der Angaben der Klä—

gerin über ihre Gedächtnis— und Merkfähigkeitsstörungen

eine psychologische Testuntersuchung vornehmen zu lassen?

nicht folgen müssen7 zumal die Ärzte der Klinik "bei ein—
gehender Anamneseerhebung" die von der Klägerin angegebene

Gedächtnisstörung nicht festgestellt habeno Im übrigen ist

der Nervenarzt Dro Hans Mggygä der auch die Frage einer neu-

rotischen Konzentrationsschwäche und psychogener Störungen

erörtert hat‚ zu dem Ergebnis gekommen9 daß die berufliche

Leistungsfähigkeit der Klägerin durch psychische oder gei—

stige Veränderungen, die nicht ihrem Alter entsprechen? oder

durch seelische Leiden nicht gemindert seio Der Facharzt für

innere Medizin9'Dro Erich M;■;rg hat in seinem Gutachten nur

die nervenärztlichen Befundeg die Dro Hans Nr:?■ erhoben hat9

wiedergegeben0 Das LSG hat auf Grund des Gutachtens des

Nervenarztes Dro Hans Hifi: den medizinischen Sachverhalt

auch in neurologisch—psychiatrischer Hinsicht als ausreichend

geklärt ansehendürfem " ‘

Soweit die Klägerin die "tatbestandsmäßige Klärung des Berufs—

bildes" einer künstlerischen Rundfunksachbearbeiterih ver—
mißt, enthält ihr Vorbringen nur die allgemeine Rüge, das

Berufsbild hätte durch Anfrage bei einer Rundfunkanstalt
oder ein "spezielles berufskundliches Gutachten" näher ge—
klärt werden müsseno Insoweit ist die Rüge der unzureichenden

Suchaufklärung (@ 103 SGG) nicht in der nach @ 164 Abs° 2

_7_
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\;Satz 2 SGG gebotenen Form erhoben; es sind nicht ausreichend

die Tatsachen und Beweismittel dargetan‚ die insoweit einen

Mangel des Verfahrens ergebeno Die Klägerin macht nicht

deutlich9 inwiefern die ärztlichen Sachverständigen und das

LSG sich keine zutreffenden Vorstellungen über das Berufs—

bild einer künstlerischen Rundfunksachbearbeiterin haben

machen können und inwiefern sie nicht ohne weitere Erhe-

bungen die physischen und psychischen Anforderungen dieses

Berufes haben beurteilen können° Sie legt auch nicht dar,

auf welche9 "dem Außenstehenden unbekannten"‚ zu dem Berufs-

bild gehörenden Tätigkeiten unleerrichtungen im einzelnen‚

die für die Anforderungen des Berufs bedeutsam sind, das

LSG durch weitere Erhebungen hätte hingeführt werden können°
Das Vorbringen der Klägerin enthält insoweit im wesentlichen
Einwendungen gegen die sachlichirechtliche Auffassung des

LSG° Diese vermögen jedoch die Statthaftigkeit der nicht

zugelassenen Revision nicht zu begründen„ Verstöße des LSG

nach @ 103? 128 SGG sind somit nicht dargetano

Da insoweit? als die Revision

dén

AnsPruch auf die Rente

wegen Berufsunfähigkeit zum Gegenstand hat, keine wesent—

lichen Mängel des Verfahrens dargetan sind‚ ist die Revision

nicht nach @ 162 Abs° 1 Nr() 2 SGG statthaft0 Sie ist inso—
weit als unzulässig zu verwerfeno

.!Soweit die Revision den Anspruch der Klägerin auf das vor—
zeitige Altersruhegeld betrifft, ist die Klägerin durch das

Urteil des LSG beschwert‚ weil das LSG die Rechtmäßigkeit

‘ des Bescheids vom 180 November 1966 geprüft9 bejaht und "die
Klage" insoweit abgewiesen hat° Hieran ändert nichts? daß

die Klägerin — nach der Sitzungsniederschrift des LSG und

der Wiedergabe ihrer Erklärung im Urteil - erklärt hat‚ sie

fühle sich durch den Bescheid vom 180 November 1966 nicht

beschwert (was die Klägerin allerdings bestreitet)o Die

Revision ist insoweit nach 5 162 Abso 1 Nr° 2 SGG statthaft;

-s_'
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die Klägerin rügt nämlich ordnungsgemäß (@ 164 Abso 2
.

Satz 2 SGG) und zu Recht9 das LSG habe 5 96 SGG verletzt9

weil es den Bescheid der Beklagten vom 180 November 1966

nach dieser Vorschrift als Gegenstand des Verfahrens ange—

sehen habe() Die Beklagte hat zwar im Laufe des Rechtsstreits

gegen den mit der Klage angefochtenen Bescheid vom looMai

l96l über die Versagung der Rente wegen Baruf3unfähigkeit9

und zwar im Berufungsverfahren9 den weiteren Bescheid vom

l8° November 1966 erteilt und darin der Klägerin das bean—

tragte Altersruhegeld nach 5 25 Abso 2 AVG bewilligt; damit
hat sie jedoch nicht den ersten Verwaltungsakt durch einen

neuen "abgeändert oder ersetzt" im Sinne des 5 96 SGGO

‘
Die Entscheidung über den Anspruch auf Altersruhegeld kann

zwar für das Ende des Anspruchs auf Rente wegen Berufsun—

fähigkeit bedeutsam sein (BSG 259 139); der Sachzusammen—
hang‚ der sich daraus ergibt; genügt aber den Erfordernissen

des @ 96 SGG nicht (BSG lo9 1039 107)° Entscheidend ist9
ob der neue Bescheid auch den mit der Klage erhobenen Ane

spruch betrifft° Das ist hier aber nicht der Fall; durch

die Bewilligung des Altersruhegeldes ist der Streit darüber?

ob der Klägerin — vor der Bewilligung des Altersruhegeldes —
eine Rente wegen Berufsunfähigkeit zugestanden hat9 nicht

berührt werdeno Ob 5 96 SGG anzuwenden ist? wenn im Streit

über das vorzeitige Altersruhegeld-(é 25 Abs„ 2 AVG) ein
Bescheid über die Bewilligung des Altersruhegeldes nach

@25 Abs° 1 AVGergeht? kann hier dahingestellt bleiben
(vgl() auch BSG SozR Nr° 15 zu 5 96 SGG)„ Im vorliegenden

Fall entspricht es auch nicht dem Grundgedanken des @ 96

SGG9 den Bescheid über die Bewilligung des vorzeitigen

Altersruhegeldes und den Bescheid über den Anspruch auf

Rente wegen Berufsunfähigkeit zum Gegenstand desselben

Verfahrens zu machen; es kommt deshalb hier auch keine

entsprechende Anwendung des @ 96‘SGG in Betracht (vglo BSG

259 1619 163)o Im vorliegenden Falle würde durch die Ein-
beziehung_des\Bescheides vom 180 November 1966 ein ganz

neuer Streitstoff‚ nämlich die Berechnung des vorzeitigen

Altersruhegeldes, in das anhängige Verfahren eingeführt

werden; das ist weder aus Gründen der Prozeßwirtschaftlich—
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keit geboten9 noch wird es den verfahrensrechtlichen Belan—

gen der Beteiligten gerechto Haben danach die Voraussetzungen

für die Anwendung des 5 96 SGG nicht vorgelegen„ so hat das

LSG den Bescheid vom 180 November 1966 auch dann nicht als

Streitgegenstand ansehen dürfen? wenn es aus einer Erklärung

der Klägerin ihr Einverständnis hierzu hätte entnehmen können„

Es kann deshalb dahingestellt bieibena wie die — bestrittene «
Erklärung der Klägerin? sie fühle sich durch den neuen Be—

scheid nicht beschwert? zu werten ist() Das LSG hat jedenfalls

über die Rechtmäßigkeit dieses Bescheides nicht sachlich ent—

scheiden dürfen; es hat nicht eine Klage gegen diesen B&f

scheid abweisen dürfen°

!
Die Revision der'Klägerin ist danach insoweit statthaft und

— da sie frist— und formgerecht eingelegt worden ist — auch

zulässigo Sie ist auch begründet° Der Senat kann — entspre—

chend dem Hilfsantragk der Klägerin — abschließend entschei—

den° Das Urteil des LSG ist insoweit aufzuhebeny als die

Klage gegen den Bescheid vom 18„November 1966 abgewiesen

werden ist (5 170 Abs° 2 Satz 1 SGG)O

Die Kostenentscheidung beruht
auE

@ 193 SGG°
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